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Sofern ein Gemeinde⸗Ausſchuß⸗Beſchluß (Beſchluß des Gemeinde⸗Ausſchuſſes der 
Stadt Auſſig), welcher die Aufforderung zur wirthſchaftlichen Abſchließung der 
Deutſchen gegenüber den Czechen beinhaltet, die „Aufforderung zu Feind⸗ 
ſeligkeiten wider eine andere Nationalität“ ($ 302 Straf⸗Gefetz) begreift, ver⸗ 
ſtößt er im Sinne des § 102 der Gemeinde-Ordnung (für Böhmen) gegen 
ein beſtehendes Geſetz. Es kann daher durch die Siſtirung eines ſolchen Be⸗ 
ſchluſſes eine Verletzung der ſtaatsgrundgeſetzlich gewährleiſteten Rechte der 
freien Meinungsäußerung und auf Wahrung und Pflege der Nationalität 
nicht ſtattfinden. 


Die Beurtheilung über die Rechtmäßigkeit einer vom ſchiedsgerichtlichen Aus- 


ſchuſſe behufs Austragung einer zwiſchen einem Genoſſenſchaftsmitgliede und 
deſſen Hilfsarbeiter aus dem Arbeitsverhältniſſe entſtandenen Streitigkeit ge⸗ 
fällten Entſcheidung entzieht ſich im Sinne des § 123 al. 7 der Gewerbe⸗ 
Ordnung auch im Falle des angeſuchten Vollzuges der Entſcheidung im Ber: 
waltungswege ($ 123 al. 6) der Cognition der politiſchen Behörden. 


Perſonalien. — Erledigungen. 


Zum Rechte der Zahntechniker. 


Eine Entgegnung. 
Von Docent Dr. Alois Heilinger. 


Unter obigem Titel erſchien in Nummer 50 des Jahrganges 
1898 dieſer Zeitſchrift (vom 22. December 1898) eine Abhandlung, 
in welcher den von mir in einem Gutachten über die Rechte der 
Zahntechniker“) publicirten Ausführungen in der Richtung vollkommen 
beigepflichtet wurde, daß die Anordnung des § 7 der Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 20. März 1892, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 55, wonach die Con⸗ 
ceſſion zum Betriebe des Zahntechnikergewerbes von 
der politiſchen Landesſtelle verliehen werden ſoll, im Wider— 
ſpruch zu den nicht aufgehobenen ausdrücklichen Beſtim⸗ 
mungen des § 141 der Gewerbeordnung ſteht, derzufolge 
nicht die Landesſtellen, ſondern die Bezirksbehörden die 
an Conceſſionen gebundenen Gewerbe, inſoweit das Geſetz keine Aus— 
nahme feſtſtellt, verleihen. 

In dieſer Abhandlung wurden andererſeits jedoch verſchiedene, 
in dem bezeichneten Rechtsgutachten vorgebrachte, die Gewerbsrechte 
der Zahntechniker betreffenden Ausführungen zu „widerlegen verſucht“. 

Ueber dieſen Verſuch ſei Nachſtehendes bemerkt: 

In Interpretation der kaiſerlichen Entſchließung vom 10. Sep- 
tember 1842, P.⸗G.⸗S. 70, welche beſtimmte, daß den Zahntech- 
nikern „Vorrichtungen und Operationen im Munde des Menſchen 


- *) „Das Recht der Zahntechniker“, Rechtsgutachten, Wien 1898. Manz'ſche 
Hofverlagsbuchhandlung. 


nicht geſtattet, ſondern als Kurpfuſcherei ſtrenge nach den Geſetzen zu 
behandeln, für die Zukunft aber ſelbſtändige Conceſſionen zur Ver⸗ 
fertigung künſtlicher Zähne und Gebiſſe bloßen Technikern nicht zu 
ertheilen ſind“, habe ich in dem bezeichneten Rechtsgutachten eine 
Definition des Begriffes „Vorrichtung“ gegeben und gleichzeitig 
auf den weſentlichen Unterſchied zwiſchen dem in der erwähnten 
kaiſerlichen Entſchließung gebrauchten Ausdrucke „Vorrichtung“ und 
dem in allen ſpäteren Verordnungen und Erläſſen für dieſen Aus⸗ 
druck eingeſchlichenen Ausdrucke „Verrichtung“ aufmerkſam gemacht, 
wobei ich ausführte, daß die ſcharfe Scheidung dieſer beiden Begriffe 
zur wiſſenſchaftlichen Klärung eines vielumſtrittenen Gebietes des 
öſterreichiſchen Gewerberechtes beizutragen geeignet iſt. 

Den Begriff „Vorrichtung“ definirte ich nach deſſen „natürlichem 
Sinne“ ($ 7 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches) — gegen- 
ſätzlich zur Operation — als die dem Abdrucknehmen und 
Einſetzen künſtlicher Zähne und Gebiſſe im Munde 
des Menſchen vorausgehende Vornahme von kleineren 
nöthigen mechaniſchen Vorarbeiten, beziehungsweiſe 
Eingriffen, als Abfeilen, Abſprengen oder Entfernen 
alter Zähne oder loſer Zahnwurzeln e.“) 

Von dem geehrten Herrn Verfaſſer der eingangs angeführten 
Abhandlung wird nun gegenüber dieſer Definition des Begriffes 
„Vorrichtung“ zur Bekämpfung meiner Auffaſſung des Rechtes der 
Zahntechniker behauptet, daß „man heute unter einer Vorrichtung 
im natürlichen Sinne überhaupt keine Handlung, ſondern eine 
Sache, mit deren Zuhilfenahme wir beſtimmte mechaniſche Wirkungen 
erzielen wollen, kurz, was man mit einem Worte „Apparat“ 
bezeichnet, verſteht“. 

Daß dieſe Behauptung des Herrn Verfaſſers nicht richtig iſt, 
wird bei kritiſchem Eingehen in die Sache ſofort klar. In dieſer 
Hinſicht genügt lediglich der Hinweis auf Sanders Wörterbuch, 
II. Band, Seite 749, um denſelben von der Unhaltbarkeit ſeiner 
Meinung zu überzeugen. 

Daß die bezogene kaiſerliche Entſchließung vom 10. Septem⸗ 
ber 1842 mit dem Ausdrucke „Vorrichtung“ nicht die Bedeutung 
von „Apparat“ verbindet, hat auch der Verfaſſer des bezeichneten 
Artikels ſelbſt eingeſehen. Er bemerkte daher, daß „angenommen“ 
werden müſſe, daß „Vorrichtungen“ in der erwähnten kaiſerlichen 
Entſchließung „wahrſcheinlich dem damaligen Sprachgebrauche 
gemäß gleichbedeutend war mit Verrichtungen“. 

Hätte ſich der Herr Verfaſſer die Mühe genommen und bei 
Adelung, Wörterbuch IV., Seite 1808, Sanders, Wörterbuch II., 
Seite 749 u. A. nachgeſchlagen, ſo hätte er nicht den wahrſchein— 
lichen, ſondern den würklichen Sprachgebrauch, beziehungs⸗ 
weiſe den Unterſchied zwiſchen Vorrichtung und Verrichtung ge— 
funden. 


) Das Abdrucknehmen und das Einſetzen künſtlicher Zähne in den bereits 
vorgerichteten Mund ſind keine „Vorrichtungen“. 


In der bezüglichen Abhandlung wird ferner behauptet, daß es 
„ſehr gewagt“ iſt, wenn ich nach der von mir gegebenen Definition 
des Begriffes „Vorrichtung gewiſſe Arbeiten, wie das Abkneipen und 
Ausziehen von Zahnwurzeln ꝛc., den Operationen entgegenſtelle, 
obgleich dieſe Arbeiten allgemein als Operationen, wenn auch 
geringfügiger Art angeſehen werden“. Hiezu ſei vor Allem bemerkt, 
daß es unrichtig iſt, daß ich das „Ausziehen von Zahnwurzeln“ 
ſchlechthin den Operationen entgegengeſtellt habe. Der Herr Verfaſſer 
hat vielmehr überſehen, daß ich bloß das Ausziehen „loſer“ Zahn— 
wurzeln (ef. pag. 6, meines Gutachtens) den Operationen gegen— 
überitellte, 

Daß weiters das Abkneipen von alten Zahnwur⸗ 
zeln und das Ausziehen loſer Zahnwurzeln nicht 
„allgemein“ und „gewiß“ als in die Heilkunde ge— 
hörige Operationen angeſehen werden, hätte der Verfaſſer aus 
ungezählten Urtheilen, ſo beiſpielsweiſe aus dem von mir a. a. O., 
S. 10, citirten Urtheile des k. k. Bezirksgerichtes Alſergrund vom 
18. December 1882, 3. 13.120, entnehmen können. Die Behauptung 
des Herrn Verfaſſers, daß „das Abkneipen und Abfeilen von Zahn- 
wurzelſpitzen ꝛc. den Zahntechnikern in Zukunft mit vollſter Be— 
ruhigung eingeräumt werden kann, wofür auch eine langjährige Er— 
fahrung, daß ſolche Verrichtungen von Zahntechnikern mindeſtens mit 
ebenſo großem Geſchicke vorgenommen wurden, wie von Zahnärzten, 
ſpreche“, zeigt nur, daß die betreffenden Arbeiten zweifellos als g e= 
werbliche Thätigfeiten* und nicht als Operationen 
der Heilkunde angeſehen werden müſſen. 

Daß lediglich das Maßnehmen und Anprobiren des fertigen 
Gebiſſes in den bereits vorgerichteten Mund unter dem Begriffe 
„Vorrichtungen“ gemeint ſei, beweiſt auch nicht, wie der Herr Ver— 
faſſer meint, „eben der ganze ſtrenge Sinn der bezogenen kaiſerlichen 
Entſchließung, welche pro futuro derlei Conceſſionen überhaupt nicht 
mehr an bloße Techniker hinauszugeben geſtattete, offenbar in der 
Erkenntniß, daß bei der Schwierigkeit einer ſtrengeren Durchführung 
und Ueberwachung dieſer Anordnungen zahlreiche Uebergriffe ſtatt— 
haben würden.“ Vielmehr muß eben gerade bei ſtrenger Durchführung 
der bezogenen kaiſerlichen Entſchließung eine ſcharfe Scheidung 
der beiden Begriffe „Vor richtung“ und „Ver richtung“ ſtattfinden 
und darf keine Verwechslung dieſer beiden Begriffe 
unterlaufen. 

In dem bezeichneten Artikel wird weiters behauptet, daß durch 
die Beſtimmung des § 37 der Gewerbeordnung vom Jahre 1859 
(hier verwechſelt der Verfaſſer den § 37 der Gewerbenovelle vom 
13. März 1883, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 39, mit dem $ 13 der Gewerbe- 
ordnung vom Jahre 1859) wonach jeder Gewerbetreibende das Recht hat, 
alle zur vollkommenen Herſtellung ſeiner Erzeugniſſe nöthigen Arbeiten 
zu vereinigen,“) der Zahntechniker mit weiteren Befugniſſen ausge- 
ſtattet wurde, worunter aber, immerhin nur Befugniſſe gewer b— 
licher Natur und nicht ſolche verſtanden werden können, welche als 
Eingriffe in die phyſiſche Beſchaffenheit des menſch— 
lichen Mundes, alſo als Operationen in die Zahnheil— 
kunde gehören“. Hier überſieht der Herr Verfaſſer, daß es auch 
Eingriffe in die phyſiſche Beſchaffenheit des menſch— 
lichen Mundes gibt, die keine medieiniſchen Operationen 
und die eben gewerblicher Natur ſind. 

Nach dem Vorſtehenden dürfte ſomit der Herr Verfaſſer des 
angeführten Artikels ſeine Abſicht, den Gedankengang, wie er ſeit 
Jahren ſeitens der Adminiſtrativbehörden und des k. k. Verwaltungs- 
gerichtshofes eingehalten wurde, nach den beſtehenden Normen zu 
rechtfertigen und meine „allerdings neue, aber, wie es ihm ſcheint, 
irrige Auffaſſung“ zu widerlegen, wohl nicht erreicht haben. 


) Dieſe gewerblichen Thätigfeiten fallen unter die Normen der Gewerbe— 
ordnung und ſtehen den Zahntechnikern zu. Siehe hiezu mein „Recht der Zahn⸗ 
techniker“, Seite 11. 

) Vergleiche hierüber mein „Heſterreichiſches Gewerberecht“ I. Band, 
Seite 270 und „Recht der Zahntechniker“, Seite 13. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Sofern ein Gemeinde⸗Ausſchuß⸗Beſchluß (Beſchluß des Gemeinde⸗ 
Ausſchuſſes der Stadt Auſſig), welcher die Aufforderung zur wirth⸗ 
ſchaftlichen Abſchließung der Deutſchen gegenüber den Czechen be⸗ 
inhaltet, die „Aufforderung zu Feindſeligkeiten wider eine andere 
Nationalität“ (§ 302 Straf⸗Geſetz) begreift, verſtößt er im Sinne 
des H 102 der Gemeinde⸗Ordnung (für Böhmen) gegen ein beſtehen⸗ 
des Geſetz. Es kann daher durch die Siſtirung eines ſolchen Befchluffes 
eine Verletzung der ſtaatsgrundgeſetzlich gewährleiſteten Nechte der 
freien Meinungsäußerung und auf Wahrung und Pflege der Natio⸗ 
nalität nicht ftattfinden. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 19. October 1898 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde des Gemeinde— 
Ausſchuſſes der Stadt Auſſig, durch Dr. Karl Schürer, de präs. 
13. Juni 1898, 3. 222 R.⸗G., wegen Verletzung des durch die 
Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen Rechtes der freien Meinungs— 
äußerung und der Wahrung und Pflege der Nationalität, zu Recht 
erkannt: Durch die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 9. Mai 1898, Z. 14.205, mit welcher die Siſtirung des in der 
Sitzung des Gemeinde-Ausſchuſſes der Stadt Auſſig am 10. November 
1897 gefaßten Beſchluſſes, betreffend die wirthſchliche Abſchließung 
der Deutſchen gegenüber den Czechen beſtätigt worden iſt, hat eine 
Verletzung des durch Art. 13 des Staats-Grundgeſetzes vom 21. De- 
cember 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, gewährleiſteten Rechtes der freien 
Meinungsäußerung und des durch Art. 19 desſelben Geſetzes gewähr— 
leiſteten Rechtes auf Wahrung und Pflege der Nationalität nicht ſtatt— 
gefunden. 

Gründe: Der Gemeinde-Ausſchuß der Stadt Auſſig hat in 
ſeiner Sitzung vom 10. Novembe 1897 laut des Sitzungsprotokolles 
eine Reſolution beſchloſſen, „der zufolge die Deutſchen in Böhmen ſtets 
darauf bedacht fein ſollen, den Deutſchen in Oeſter reich das Fort— 
kommen zu erleichtern, damit ſie nicht gezwungen werden, außer Land 
zu gehen, um eine Exiſtenz zu finden“. In Folge deſſen erließ der 
der Stadtrath Auſſig am 17. November 1897, Z. 12.996, einen 
Aufruf an die deutſchen Bewohner Auſſig's und Umgebung, in 
welchem er dieſelben angeſichts der großen nationalen und wirth— 
ſchaftlichen Geſahr, welche dem deutſchen Volke durch das ſtetige 
ſyſtematiſche Vordringen des Czechenthums droht, auffordert, „zur 
Wahrung des deutſchen Charakters von Stadt und Bezirk bei ihrem 
geſammten Thun und Laſſen das nationale Moment in den Vorder⸗ 
grund zu ſtellen, alſo bei der Deckung ihrer Bedürfniſſe in erſter 
Reihe die deutſchen Gewerbetreibenden, Geſchäftsleute und Hand— 
werker zu berückſichtigen und zu unterſtützen, bei der Wahl der Haus— 
genoſſen, bei der Anſtellung von Beamten, Dienſtboten, Gehilfen, 
Lehrlingen u. ſ. w. zunächſt Deutſche aufzunehmen und zu berück— 
ſichtigen, FTremdnationale aber thunlichſt durch Deutſche 
zu erſetzen, da es nur durch einmüthiges Zuſammengehen aller 
Deutſchen gelingen kann, das Heimatsgebiet deutſch zu erhalten und 
das geſammte deutſche Wirthſchaftsleben zu ſichern und zu kräftigen.“ 

Mit dem Erlaſſe vom 25. November 1897, Z. 254, hat die 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft Auſſig den vorſtehend erwähnten Gemeinde— 
Ausſchuß⸗Beſchluß als den beſtehenden Geſetzen zuwiderlaufend, unter 
Berufung auf § 102 Gem.⸗Ord. ſiſtirt und jede Verbreitung desſelben, 
alſo auch die des Aufrufes verboten. Begründet iſt dieſe Entſcheidung 
damit, daß durch die fragliche Reſolution zu Feindſeligkeiten wider 
eine Nationalität (die böhmiſche) aufgefordert werde und deshalb in 
dem Inhalte derſelben der Thatbeſtand des Vergehens nach 8302 St.-G. 
erblickt werden müſſe. Dieſe Entſcheidung wurde im Recurswege von 
der k. k. Statthalterei in Prag am 31. December 1897, 3. 208.197, 
und vom k. k. Miniſterium des Innern am 9. Mai 1898, Z. 14.205, 
beſtätigt. Der Gemeinde-Ausſchuß der Stadt Auſſig hat in ſeiner 
Sitzung vom 1. Juni 1898 beſchloſſen, wider dieſe Entſcheidung die 
Beſchwerde an das k. k. Reichsgericht zu ergreifen und dieſe wird nun 
vom Stadtrathe nachſtehend ausgeführt: Schon nach dem gewohnlichen 
Sprachgebrauche kann als Feindſeligkeit nur eine Handlung in Be— 
ziehung auf Jenen, dem ein Nachtheil zugefügt werden ſoll, keineswegs 
aber als eine bloße Unterlaſſung bezeichnet werden, und es iſt auch 
im Weſen dieſes Begriffes begründet, daß als Feindſeligkeit ein lediglich 
paſſives Verhalten in Bezug auf Jenen, dem dadurch ein Schaden 
zugefügt wird, nicht angeſehen werden kann. Durch die beanſtändete 


Reſolution wird aber gegenüber den Czechen fein actives Handeln, 
ſondern nur eine Unterlaſſung empfohlen. Aber auch ein zweites 
Moment liegt im Begriffe „Feindſeligkeit“ und das iſt die feindliche 
Abſicht, die jener Reſolution völlig ferne lag, indem dieſelbe lediglich 
den Schutz bedrohter deutſcher Intereſſen bezweckt, wie ihre Begründung 
ausdrücklich beſagt. Hieraus ergibt ſich, daß die beanſtändete Reſolution 
zu Feindſeligkeiten gegen Angehörige der czechiſchen Nation nicht auf- 
reizt, daß ſie ſich vielmehr innerhalb geſetzlicher Schranken bewegt. 
Durch die angefochtene Entſcheidung iſt daher zunächſt das durch 
Art. 13 des St.⸗G.⸗G. vom 21. December 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, 
gewährleiſtete Recht der freien Meinungsäußerung verletzt worden. 
Dieſe Entſcheidung verletzt aber auch das im Art. 19 des genannten 
Staats⸗Grundgeſetzes gewährleiſtete Recht auf Wahrung und Pflege 
der Nationalität, was ſich aus nachſtehenden Erwägungen ergibt: Im 
Kronlande Böhmen wohnen heute geſchloſſen zweieinhalb Millionen 
Deutſche. Dieſes deutſche Sprachgebiet war früher ebenſo rein deutſch, 
wie allenfalls Oberöſterreich oder die deutſchen Theile von Steiermark 
und Tirol. Zwei Momente ſind es nun, welche zur Folge gehabt 
haben, daß in dieſes rein deutſche Sprachgebiet ein Zuzug czechiſcher 
Elemente ſtattgefunden hat und noch ſtattfindet. Das eine iſt, daß 
Böhmen in adminiſtrativer Beziehung einen einheitlichen Körper bildet. 
Daß dieſes große Land bloß einen Verwaltungskörper bildet und in 
dieſer Beziehung an maßgebender Stelle bisher als untheilbar ange— 
ſehen und behandelt wurde, iſt auf die Nachgiebigkeit gegenüber den 
Czechiſtrungs⸗Beſtrebungen zurückzuführen, für welche ein ungetheiltes 
und untheilbares Böhmen eine der vorzüglichſten Handhaben bildet. 
Denn nur auf dieſer Grundlage iſt es möglich, die Forderung der 
Zweiſprachigkeit in Schule und Amt für das ganze Land zu ſtellen 
und deren Befriedigung mit Erfolg zu betreiben. Dieſe Forderung 
verletzt das Nationalgefühl der Deutſchen aufs Tiefſte und bedroht 
ihren Beſitzſtand. Durch das Feſthalten an der adminiſtrativen Untheil— 
barkeit des Landes iſt thatſächlich das deutſche Sprachgebiet Böhmens 
einer ſtetig fortſchreitenden Durchſetzung mit czechiſchen Elementen preis— 
gegeben, die ſchon an ſich den nationalen Beſitzſtand der Deutſchen 
aufs Aeußerſte bedroht und gefährdet. Das Eindringen des czechiſchen 
Beamten in das deutfche Sprachgebiet als nationaler Vorpoſten iſt 
ermöglicht durch Errichtung zahlreicher czechiſcher Schulen, in denen 
ſeine Kinder czechiſche Erziehung finden. Ebenſo findet ein ſtarker 
Zuzug czechiſcher Arbeitskräfte in das deutſche Gebiet ſtatt. Sobald 
nun der Czeche berechtigt ſein ſoll, auch im deutſchen Gebiete Böhmens 
ſeine Anliegen bei den Behörden in ſeiner Sprache anzubringen und 
die Erledigung in derſelben zu verlangen, werden Deutſche von den 
offentlichen Aemtern ausgeſchloſſen und wird das deutſche Gebiet mit 
czechiſchen Beamten überſchwemmt. Hiezu kommt noch ein anderer 
Umſtand, der noch von größerer Tragweite iſt. Die deutſchen Gebiete 
Böhmens beſitzen eine hochentwickelte Induſtrie, welche bisher keinen 
Anſtand nahm, czechiſche Arbeitskräfte heranzuziehen. Hinter dem 
czechiſchen Arbeiter kam der czechiſche Gewerbetreibende, ſo daß der 
Zuzug von Czechen in das geſchloſſene deutſche Sprachgebiet ſtets ein 
anſehnlicher geweſen iſt. Dieſes anfangs friedliche Verhältniß haben 
die Czechen geſtört, indem ſie mit Czechiſirungs-Beſtrebungen hervor— 
traten und ſogar Vereinigungen, wie die „Severoceska jednota“ mit 
ausgeſprochener Czechiſirungstendenz gründeten. Die Ungunſt der 
nationalen Verhältniſſe der Deutſchen in Böhmen erfährt noch dadurch 
eine Verſchlimmerung, daß ſie in Folge ihrer Minderzahl in keinem 
der parlamentariſchen Vertretungskörper ihre Forderungen durchſetzen 
konnten. Angeſichts dieſer Sachlage waren die Deutſchen in Böhmen 
ſchließlich gezwungen, auf Mittel der Selbſthilfe zu ſinnen, und es 
blieb ihnen gegenüber dem Vorgehen der Czechen nichts Anderes übrig, 
als durch eine wirthſchaftliche Abſchließung, wie ſelbe in der bean- 
ſtändeten Reſolution empfohlen wird, den Proceß der Durchſetzung des 
deutſchen Sprachgebietes mit czechiſchen Elementen zu hemmen oder 
wenigstens möglichſt zu verlangſamen. Jene Reſolution ift daher nicht 
der Ausfluß fanatiſchen Racenhaſſes, ſie iſt vielmehr lediglich ein Act 
gerechter Nothiehr zum Schutze bedrohten deutſchen Beſitzſtandes, und 
das durch die den Gegenſtand der Beſchwerde bildende Entſcheidung 
ergangene Verbot der Veröffentlichung eine Verletzung und Beein— 
trächtigung des im Art. 19 St.⸗G.⸗G. gewährleiſteten Rechtes der 
Wahrung und Pflege der Nationalität. Auf Grund dieſer Ausführungen 
wird das Begehren geſtellt, zu erkennen, es habe durch die angeſochtene 
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Entſcheidung eine Verletzung des durch Art. 13 des St.⸗G.⸗G. vom 
21. December 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, gewährleiſteten Rechtes der 
freien Meinungsäußerung und des durch Art. 19 desſelben Geſetzes 
gewährleiſteten Rechtes auf Wahrung und Pflege der Nationalität 
ſtattgefunden. 

Eine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet. 

Der Vertreter des k. k. Miniſteriums des Innern bei der münd— 
lichen Verhandlung machte geltend, daß der fragliche Beſchluß wenigſtens 
in jenem Paſſus, welcher dazu auffordere, „Fremdnationale möglichſt 
durch Deutſche zu erſetzen“, auf mehr als ein bloß paſſives Verhalten 
abziele, und daß durch dieſen, zu Feindſeligkeiten gegen die zweite 
Nationalität des Landes auffordernden, alſo gegen § 302 St.⸗G. 
verſtoßenden Beſchluß die geſetzlichen Grenzen der freien Meinungs- 
äußerung überſchritten worden ſeien. Die Siſtirung des Beſchluſſes 
verletze daher das Recht der freien Meinungsaußerung nicht und jenes 
auf Wahrung der Nationalität auch nicht, da der fragliche Beſchluß, 
welcher in die Intereſſenſphäre einer anderen Nationalität abträglich 
eingreife, über die Wahrung der eigenen Nationalität weit hinausgehe. 

Das Reichsgericht vermag die vorliegende Beſchwerde nicht als 
begründet anzuerkennen. 

Nach § 102 der Gem.-Ord. für Böhmen vom 16. April 1864, 
L.⸗G.⸗Bl. Nr. 7, iſt die politiſche Bezirksbehörde, wenn ein Gemeinde— 
ausſchuß Beſchlüſſe gefaßt hat, durch welche gegen die beſtehenden 
Geſetze vorgegangen wird, berechtigt und verpflichtet, die Vollziehung 
ſolcher Beſchlüſſe zu unterſagen. 

Es iſt daher zu prüfen, ob durch den in Frage ſtehenden, 
behördlich ſiſtirten Beſchluß des Auſſiger Gemeindeausſchuſſes vom 
10. November 1897 wider ein beſtehendes Geſetz, ſpeciell den § 302 
St.⸗G. verſtoßen wurde. 

Dieſe Frage iſt zu bejahen. 

Der fragliche Beſchluß, deſſen Identität mit dem Eingangs 
citirten Aufrufe in dem Berichte des Auſſiger Stadtrathes vom 
6. April 1898, 3. 4230, ausdrücklich beſtätigt wird, fordert die 
deutſchen Bewohner Auſſig's und Umgebung auf, bei ihrem 
geſammten Thun und Laſſen das nationale Moment in den 
Vordergrund zu ſtellen, alſo: bei der Deckung ihrer Bedürfniſſe in 
erſter Reihe die deutſchen Gewerbetreibenden, Geſchäftsleute und 
Handwerker zu berückſichtigen und zu unterſtützen, bei der Wahl der 
Hausgenoſſen, bei der Anſtellung von Beamten, Dienſtboten, Gehilfen, 
Lehrlinge u. ſ. w. zunächſt Deutſche aufzunehmen und zu berück— 
ſichtigen, Fremd nationale aber thunlichſt durch Deutſche 
zu erſetzen, und es ergibt ſich aus den Eingangsworten dieſes 
Aufrufes zweifellos, daß er gegen das Czechenthum, alſo gegen 
die andere, Böhmen bewohnende Nationalität gerichtet iſt. 

Es kann wohl mit Grund nicht beſtritten werden, daß ſchon 
die Aufforderung an die deutſchen Bewohner, bei der Deckung ihrer 
Bedürfniſſe in erſter Reihe die deutſchen Gewerbetreibenden, Geſchäfts— 
leute und Handwerker zu berückſichtigen und zu unterſtützen, auf 
materielle Schädigung der Angehörigen der anderen Nationalität, 
alſo auf Feindſeligkeit abzielt. 

Um ſo mehr muß aber eine Aufforderung zur Feindſeligkeit 
darin gefunden werden, wenn die deutſche Bevölkerung aufgefordert 
wird, Fremdnationale thunlichſt durch Deutſche zu erſetzen, 
alſo wider die Angehörigen der anderen Nationalität activ ſogar 
durch Entlaſſung aus den von ihnen eingenommenen Poſten und 
Stellen vorzugehen. 

Die angefochtene Entſcheidung iſt alſo im Geſetze (§ 102 
Gem.-Ord. und § 302 St.⸗G.) vollkommen begründet, beinhaltet 
daher nicht eine Verletzung des ſtaatsgrundgeſetzlich gewährleiſteten 
Rechtes der freien Meinungsäußerung, um ſo minder aber eine 
Verletzung des Rechtes auf Wahrung und Pflege der Nationalität, 
da durch die angefochtene Verfügung Niemand in der Bethätigung 
ſeiner nationalen Geſinnung innerhalb der geſetzlichen Schranken 
gehindert wird. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 19. October 1898, Z. 340.) 


Die Beurtheilung über die Rechtmäßigkeit einer, vom ſchiedsgericht⸗ 

lichen Ausſchuſſe behufs Austragung einer zwiſchen einem Genoſſen⸗ 

ſchaftsmitgliede und deſſen Hilfsarbeiter aus dem Arbeitsverhältniſſe 

entſtandenen Streitigkeit gefällten Entſcheidung entzieht ſich im 

Sinne des § 123 al. 7 der Gewerbe⸗ Ordnung auch im Falle des 

e Vollzuges der Entſcheidung im Verwaltungswege 
(S 123 al. 6) der Cognition der politiſchen Behörden. 


Lea L., Beſitzerin einer Bäckerei in St. und B., nahm Owadie 
Z. als Gehilfen für ihre Bäckerei in B. auf und trat dieſer die 
Arbeit auch an. Nach ungefähr vier Wochen wurde das Arbeitsver⸗ 
verhältniß ohne vorhergegangene Kündigung gelöſt. Z. machte ſeine 
hieraus entſtandenen Forderungen bei dem ſchiedsgerichtlichen Aus— 
ſchuſſe der Bäckergenoſſenſchaft in B. geltend. Da ihm jedoch hier 
bedeutet wurde, daß die Durchführung ſeiner Angelegenheit vor dieſem 
Ausſchuſſe bei dem Umſtande, als Lea L. ihren ſtändigen Wohnſitz 
in St. hat, insbeſondere wegen der Einvernahme derſelben auf 
Schwierigkeiten ſtoßen dürfte und er diesfalls an die Genoſſenſchaft 
in St. gewieſen wurde, ſo wandte er ſich an dieſelbe mit der Bitte 
um die Austragung dieſer Angelegenheit. 

Bei der am 11. September 1895 ſtattgefundenen ſchiedsgericht⸗ 
lichen Verhandlung erſchien nomine der Lea L. deren Gatte und 
erklärte, daß dieſelbe der an ſie ergangenen Vorladung keine Folge 
leiſten werde, weil fie die Competenz des angerufenen Schiedsgerichtes 
nicht anerkennt, da der Kläger für ihre Bäckerei in B. aufgenommen 
worden iſt. Nach Abgabe dieſer Erklärung entfernte ſich der genannte, 
die Verhandlung wurde jedoch durchgeführt und das Erkenntniß ge= 
ſchöpft, mit welchem die Lea L. verpflichtet wurde, an den in ihrer 
Bäckerei in B. beſchäftigt geweſenen Gehilfen Z. den Betrag von 
26 fl. 20 kr. zu bezahlen. 

Mit der Ceſſion ddto. 2. October 1895 trat Z. die ihm mit 
dieſem Erkenntniſſe zuerkannte Forderung an die oben Genannte dem 
Süſſie K. ab, welcher dies dem genoſſenſchaftlichen Schiedsgerichte 
mittheilte und um die zwangsweiſe Hereinbringung des bezüglichen 
Betrages bat. 

Ueber den gegen das obige Erkenntniß eingebrachten Recurs 
der Lea L. und das Einſchreiten der Genoſſenſchaft um die zwangs— 
we're Vollſtreckung des Erkenntniſſes fällte die Bezirkshauptmannſchaft 
das Erkenutniß vom 16. November 1895, 3. 32.428, womit der 
Lea L. bedeutet wurde, daß das Erkenntniß des bei der Gewerbe— 
Genoſſenſchaft der Bäcker in St. beſtehenden Schiedsgerichtes vom 
11. September 1895, 3. 57, ungiltig ſei, weil in dem Gegebenen 
Falle zur Entſcheidung der Streitſache das Schiedsgericht der Ge— 
werbegenoſſenſchaft in B. berufen war, wo die Auflöſung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes erfolgte. 

Ueber den Recurs des Süſſie K. wurde mit der Statt— 
halterei-Entſcheidung vom 5. Juni 1896, Z. 33.745, ausgeſprochen, 
daß das in Rede ſtehende Erkenntniß des bei der Bäcker-Genoſſen— 
jchaft in St. beſtehenden Schiedsgerichtes ſchon aus dem Grunde 
incompetent geſchöpft worden iſt, weil fich in dem vorliegenden Falle 
beide Streittheile dem Ausſpruche dieſes Ausſchuſſes nicht unterworfen 
haben, Lea L. vielmehr deſſen Incompetenz ausdrücklich eingewendet 
hatte, derſelbe ſomit nach § 26 feiner mit dem Statthalterei-Erlaſſe 
vom 29. Auguſt 1887, 3. 52.440, genehmigten Statuten nicht be= 
rufen war, in dieſer Angelegenheit ein Erkenntniß zu ſchöpfen. 

In dem dagegen ergriffenen Miniſterialrecurſe führt der Recurrent 
Süſſie K. an, daß es Sache der verurtheilten Lea L. geweſen wäre, 
zunächſt gemäß § 24 der von der Statthalterei genehmigten Statuten 
des Schiedsgericht-Ausſchuſſes der Bäckergenoſſenſchaft in St. an den 
vollen Ausſchuß zu appelliren, was ſie jedoch unterließ, wodurch das 
fragliche Erkenntniß in Rechtskraft erwachſen iſt. 

Mit Erlaß vom 28. März 1897, 3. 34.479 ex 1896 hat 
das k. k. Miniſterium des Innern der k. k. Statthalterei eröffnet: 
„Mit der Entſcheidung vom 5. Juni 1896, Z. 33.745, hat 
die Statthalterei in Uebereinſtimmung mit dem Erkenntniſſe der 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft in St. vom 16. November 1895, 
Z. 33.428, das von dem ſchiedsgerichtlichen Ausſchuſſe der Gewerbe⸗ 
Genoſſenſchaft der Bäcker in St. gefällte Erkenntniß vom 11. Sep⸗ 
tember 1895, 3. 57, mit welchem Lea L. verpflichtet wurde, an 
den in ihrer Bäckerei zu B. beſchäftigt geweſenen Gehilfen Owadie 2. 
den Betrag von 26 fl. 20 kr. zu bezahlen, für ungiltig erklärt. 
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Das k. k. Miniſterium des Innern findet im Einvernehmen 
mit dem k. k. Handelsminiſterium über den dagegen vom Süſſie 
K., der die obige Forderung von Owadie Z. im Ceſſionswege er— 
worben hat, eingebrachten Miniſterialrecurs, ſowohl die angefochtene 
Entſcheidung, als auch das bezogene Erkenntniß der Bezirkshaupt— 
mannſchaft in St. wegen Incompetenz außer Kraft zu ſetzen, weil 
die Entſcheidungen des ſchiedsgerichtlichen Ausſchuſſes im Sinne des 
$ 123 al. 7 der Gewerbeordnung nur durch Ueberreichung einer 
Klage bei dem ordentlichen Richter angefochten werden können. 

Demgemäß iſt über das bei der Bezirkshauptmannſchaft St. 
eingebrachte Erſuchen der Bäckergenoſſenſchaft in St. um Vollziehung 
des oberwähnten fchiedsgerichtlichen Erkenntniſſes, inſtanzmäßig das 
weitere Amt zu handeln.“ M 

VI. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Oberfinanzrath der Finanz⸗Landes⸗Direction in 
Prag Mathias Hronek zum Sectionsrathe im Finanzminiſterium ernannt und 
dem Miniſterial⸗Secretär dieſes Miniſteriums Johann Jaggi den Titel und 
Charakter eines Sectionsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Miniſterial⸗Secretär in Miniſterraths-Präſidium 
Dr. Ignaz Rosner zum Sectionsrathe ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Bezirkshauptmännern Sigmund Ritter v. Attl⸗ 
mayr in Rovereto und Dr. Gottfried Freiherrn v. Gio vanelli in Bozen den 
Titel und Charakter eines Statthaltereirathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident hat den mit dem Titel und Charakter eines Ober⸗ 
rechnungsrathes bekleideten Rechnungsrath und Vorſtand des Rechnungsdepartements 
des Miniſterraths⸗Präſidiums Joſef Czmuchal zum Oberrechnungsrathe ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Steuer⸗Oberinſpector Ferdinand Koberwein in 
Brody anläßlich der Verſetzung in den bleibenden Ruheſtand den Titel und 
Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bergarzt Dr. Johann Stverak zum Ober⸗ 
bergarzte und den Aſſiſtenten der k. k. Hebammenſchule in Laibach, Dr. Franz 
Karſik zum Bergarzte bei der k. k. Bergdirection in Idria ernannt. 

Der Eiſenbahnminiſter hat die Miniſterial⸗Viceſecretäre Dr. Adolf R. von 
Strigl, Alfred Reſſig und Dr. Eduard R. von Don heimer-Herlth zu 
Miniſterial⸗Secretären und die Miniſterial Concipiſten Dr. Kaſimir R. von Art⸗ 
winski, Dr. Heinrich Schleſinger und Dr. Paul Hopfgartner zu Mini⸗ 
ſterial⸗Viceſecretären im Eiſenbahnminiſterium ernannt. 

Der Eiſenbahnminiſter hat die Oberingenieure Alexander Linnemann, 
Anton Sierſch, Bronislaus Magierowsky, Max Jüllig und Emil Arnold 
zu Bauräthen; die Ingenieure Wilhelm Holeczek, Titus Liborio. Sigmund 
Kulka, Franz Knott und Moriz Grimm zu Oberingenieuren und die Ingenieur⸗ 
Adjuncten der öſterr. Staatsbahnen Emil Cimonetti und Heinrich R. v. Kuh 
zu Ingenieuren im Eiſenbahnminiſterium ernannt. 

Der k. k. Oberſte Rechnungshof hat den Rechnungzrath Johann Mühl⸗ 
berger zum Oberrechnungsrathe und den Rechnungsrevidenten Franz Heyd zum 
Rechnungsrathe beim k. k. Oberſten Rechnungshofe ernannt. 


Erledigungen. 


1 Bauadjunctenſtelle in der X. Rangsclaſſe extra statum für das 
landwirthſchaftliche Meliorationsbureau der Statthalterei in Zara, Zur Projects⸗ 
verfaſſung und Bauführung von Waſſerverſorgungsanlagen bis 31. Jänner 1899. 
(Amtsblatt Nr. 7.) 

a ıl Hilfsämterdirections⸗ Adjuncten-, eventuell 1 Kanzlei⸗ 
adjunctenſtelle in der IX. Rangsclaſſe, eventuell 1 oder mehrere Kanzlei⸗ 
officialſtellen in der X., eventuell 1 oder mehrere Kanzliſtenſtellen in der 
XI. Rangsclaſſe bei den leitenden Finanzbehörden und beim directen Steuerdienſt 
in Niederöſterreich bis 3. Februar 1899. (Amtsblatt Nr. 9.) 

2 Bezirkſecretärſtellen in der X., eventuell 3 Statthalterei⸗ 
Kanzliſtenſtellen in der XI. Rangsclaſſe in Böhmen bis 10. Februar 1899. 
(Amtsblatt Nr. 10.) 

1 Bauadjunetenſtelle in der X. Rangsclaſſe, ferner 2 Bauprafti- 
kantenſtellen mit jährlich 600 fl. Adjutum bei der k. k. Seebehörde in Trieſt bis 
11. Februar 1899. (Amtsblatt Nr. 9.) 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 1 und 2 der Erkeuntniſſe, finanz. Theil, 1898. 


BE Diefer Nummer liegt der Titel, das Inhalts⸗ 
Verzeichniß und das alphabetiſche Sachregiſter zum ein⸗ 
unddreißigſten Jahrgange (1898) dieſer Zeitſchrift bei. 
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